
 

 

 

Positionspapier:  
Anforderungen an die Ausgestaltung der Kindergrundsicherung  
für Einelternfamilien 

Fast die Hälfte der Kinder in Armut lebt bei Alleinerziehenden.1 Um Kinderarmut zu bekämp-
fen, setzt sich der VAMV seit Langem für eine Kindergrundsicherung ein. Zwar plant die 
Bundesregierung, zum Jahr 2025 endlich eine Kindergrundsicherung einzuführen. Diese soll 
aus einem einkommensunabhängigen Garantiebetrag und einem einkommensabhängigen 
Zusatzbetrag bestehen. Die Finanzierungsvorbehalte des Finanzministeriums und das inoffi-
zielle Eckpunktepapier aus dem Januar 2023 lassen jedoch befürchten, dass substanzielle 
Leistungsverbesserungen offen bleiben. Umso wichtiger ist es, bei der Ausgestaltung der 
Kindergrundsicherung an der Schnittstelle zum Unterhaltsrecht und zu anderen Leistungen 
sicherzustellen, dass die neue Leistung tatsächlich bei Kindern von Alleinerziehenden an-
kommen und notwendige Verbesserungen bewirken kann. Zur Zeit ist es für Alleinerziehen-
de ein großes Problem, dass Schnittstellenprobleme zwischen unterschiedlichen Rechtsbe-
reichen dazu führen, dass Leistungen bzw. Ansprüche sich gegenseitig kannibalisieren. Da-
mit die geplante Reform den Namen „Kindergrundsicherung“ auch verdient, müssen mittel-
fristig auch die Ziele eines sozial gerechten Familienleistungsausgleichs und einer Neuer-
mittlung des kindlichen Existenzminimums inklusive soziokultureller Teilhabebedarfe weiter 
verfolgt werden. Eine Kindergrundsicherung, die Kinder aus der Armut holt, wird es nicht 
zum Nulltarif geben.  

Im Folgenden formuliert der VAMV seine Anforderungen an die Ausgestaltung der geplanten 
Kindergrundsicherung im Detail:  

1. Höhe 

Für Kinder muss ein bedarfsgerechtes soziokulturelles Existenzminimum in allen 
Rechtsbereichen gelten. 

Heutige Sozialleistungen decken selbst grundlegende Bedarfe nicht, wie z.B. eine gesunde 
Ernährung für Heranwachsende. Sie basieren auf einem Existenzminimum, das für Kinder 
systematisch zu niedrig ist: Die Referenzgruppe innerhalb der Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe (EVS) bezieht verdeckt arme Haushalte ein, bei deren Ausgaben norma-
tive Streichungen vorgenommen werden. Kindspezifische Kosten in Familienhaushalten, wie 
z.B. Ausgaben für Windeln, neue Schuhe oder den Zoobesuch werden nicht ausreichend 
berücksichtigt2. Geringfügige Erhöhungen in einzelnen Abteilungen der bisherigen Regelbe-
darfsermittlung greifen deshalb zu kurz. Eine wirklich armutsfeste Kindergrundsicherung fußt 

                                            
1  Lenze, Anne/ Funcke, Antje/ Menne, Sarah (2021): Factsheet. Alleinerziehende in Deutschland, Bertelsmann 

Stiftung, S. 7f, Download möglich unter: www.bertelsmann-
stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/alleinerziehende-in-deutschland  

2  Verband alleinerziehender Mütter und Väter Bundesverband e.V. (2020): Stellungnahme zum Referentenent-
wurf des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales „Entwurf eines Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedar-
fen und zur Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch sowie des Asylbewerberleistungsgesetzes“, in: 
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/VAMV_Stlgn_Regelbedarfserm
ittlungsgesetz_2020.pdf  

http://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/alleinerziehende-in-deutschland
http://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/alleinerziehende-in-deutschland
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/VAMV_Stlgn_Regelbedarfsermittlungsgesetz_2020.pdf
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/VAMV_Stlgn_Regelbedarfsermittlungsgesetz_2020.pdf
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auf einer realitätsgerechten und methodisch sauberen Neuermittlung des kindlichen Exis-
tenzminimums und umfasst systematisch soziokulturelle Teilhabe – ausgehend von den 
Ausgaben, die in der gesellschaftlichen Mitte für Kinder anfallen.  

Die Verankerung des Familienleistungsausgleichs im Steuerrecht führt zu einer sozialen 
Schieflage der Familienförderung.3 Unterschiedliche Existenzminima für Kinder im Sozial-, 
Steuer- und Unterhaltsrecht verschärfen diesen Effekt. Das Bündnis Kindergrundsicherung, 
in dem der VAMV Mitglied ist, fordert deshalb bis zur Neuberechnung des Kinderexistenzmi-
nimums eine Orientierung am Status quo des Steuerrechts von aktuell 746 Euro. Entspre-
chend hoch wäre der maximale Gesamtbetrag der Kindergrundsicherung. Der einkommens-
unabhängige Garantiebetrag müsste dann der maximalen Entlastungswirkung der Kinder-
freibeträge von heute 354 Euro entsprechen, um Kinder von Durchschnitts- und Besserver-
diener*innen vergleichbar staatlich zu fördern. Die Kinderfreibeträge würden in der Kinder-
grundsicherung aufgehen.  

2. Verhältnis Unterhalt und Kindergrundsicherung 

Mit Blick auf die Lastenverteilung von getrennten Eltern im Unterhaltsrecht sollte Kin-
desunterhalt vorrangig vor der Kindergrundsicherung sein.  

Grundannahme einer einkommensabhängigen Kindergrundsicherung ist, dass der Staat erst 
einspringt, wenn die Eltern keine (vollständige) Verantwortung für die Existenzsicherung ih-
res Kindes übernehmen können. Im Unterhaltsrecht gilt außerdem für Trennungsfamilien: 
Der Elternteil, bei dem ein Kind vorwiegend lebt, kommt seiner Unterhaltspflicht bereits durch 
Betreuung nach. Der andere Elternteil ist zum Barunterhalt verpflichtet. Um die Gleichwertig-
keit von Bar- und Betreuungsunterhalt nicht zu Lasten von Alleinerziehenden auf den Kopf 
zu stellen, muss der Kindesunterhalt vorrangig vor der Kindergrundsicherung bleiben.   

Zahlungsflüsse müssen so gestaltet sein, dass die Kindergrundsicherung am Le-
bensmittelpunkt des Kindes ankommt.  

Die Kindergrundsicherung muss dort zur Verfügung stehen, wo die täglichen Bedarfe des 
Kindes anfallen. Garantie- und Zusatzbetrag der Kindergrundsicherung sollten vollständig an 
den Haushalt der Alleinerziehenden ausgezahlt werden, um dort unmittelbar zur Verfügung 
zu stehen. Die Höhe des Zusatzbetrages sollte sich für Trennungs- bzw. Waisenkinder aus 
dem tatsächlich verfügbaren Einkommen im Haushalt der Alleinerziehenden ergeben – in der 
Regel dem Erwerbseinkommen der Alleinerziehenden und dem tatsächlich gezahlten Unter-
halt, einer Waisenrente und/oder Unterhaltsvorschuss. Das Einkommen des anderen Eltern-
teils kann wie bisher beim Kinderzuschlag (KiZ) indirekt über den gezahlten Kindesunterhalt 
                                            
3  Über die Kinderfreibeträge im Steuerrecht werden Kinder von Besserverdienenden derzeit in deutlich höhe-

rem Umfang staatlich gefördert als Kinder aus Familien mit durchschnittlichen, geringen oder keinen eigenen 
Einkommen. Zudem führen unterschiedliche Verfahren zur Ermittlung der jeweiligen Existenzminima in unter-
schiedlichen Rechtsbereichen zu unterschiedlichen Ergebnissen. Im Steuerrecht wird zusätzlich zum sächli-
chen Existenzminimum ein so genannter Freibetrag für Betreuung, Erziehung und Ausbildung von aktuell 
2.928 Euro jährlich angesetzt, der im Grunde soziokulturelle Teilhabe abbildet. Lediglich nachgewiesene Be-
darfe für Bildung und Teilhabe werden im Sozialrecht über das so genannte Bildungs- und Teilhabe teils mit 
sehr geringen Pauschalen, teils durch Erstattung der realen Kosten gedeckt. In den Mindestunterhalt und die 
Bemessung des Unterhaltsvorschusses fließen diese nicht einmal vollständig ein. Soziokulturelle Teilhabe für 
Kinder ist somit im unterhaltsrechtlichen Existenzminimum nur angedeutet. Ungeachtet der Gleichwertigkeit 
von Bar- und Betreuungsunterhalt im Unterhaltsrecht müssen Alleinerziehende diese im Status quo zusätzlich 
zu ihrer Unterhaltsleistung durch Betreuung aus ihrem Einkommen decken. Ein bedarfsgerechtes einheitliches 
Kinderexistenzminimum muss deshalb auch das Unterhaltsrecht mit einschließen. Die altersspezifischen Be-
darfe werden im Sozial- und Unterhaltsrecht in unterschiedliche Altersgruppen aufgeteilt. Das führt zu Verwer-
fungen und sollte auf Grundlage der unterhaltsrechtlichen Altersstufen vereinheitlicht werden. Zur Kritik an der 
Ermittlung des kindlichen Existenzminimums und den unterschiedlichen Existenzminima in verschiedenen 
Rechtsbereichen vgl. Verband alleinerziehender Mütter und Väter Bundesverband e.V. (2022): Existenzsiche-
rung Kinder getrennter Eltern. Reformbedarfe im Sozial-, Steuer- und Unterhaltsrecht, in: 
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/2022/VAMV_Existenzsicherung
_Kinder_getrennter_Eltern_2022.pdf, S. 8-11 

https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/2022/VAMV_Existenzsicherung_Kinder_getrennter_Eltern_2022.pdf
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/2022/VAMV_Existenzsicherung_Kinder_getrennter_Eltern_2022.pdf
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berücksichtigt werden. Denkbar ist, den Halbteilungsgrundsatz beim Kindergeld nach § 
1612b BGB auch auf den Garantiebetrag der Kindergrundsicherung anzuwenden – sofern je 
nach Höhe des Garantiebetrags keine Zielkonflikte damit entstehen, Kinder aus der Armut zu 
holen. Der unterhaltspflichtige Elternteil könnte dann den halben Garantiebetrag vom Zahlbe-
trag des Kindesunterhalts abziehen. Desweiteren ist auch § 6c des Bundeskindergeldgeset-
zes auf die Kindergrundsicherung zu übertragen, damit der Zusatzbetrag der Kindergrundsi-
cherung nicht den Kindesunterhalt reduziert. 

3. Einkommensabhängiger Zusatzbetrag  

Kindeseinkommen: Bei der Anrechnung von Kindeseinkommen darf es zu keiner Un-
gleichbehandlung von Kindern aus Einelternfamilien und Paarfamilien kommen. Die 
Anrechnungslogik der Kindergrundsicherung darf nicht hinter den Kinderzuschlag 
zurückfallen, um finanzielle Verschlechterungen zum Status quo zu vermeiden.  

Beim Kinderzuschlag wird Kindeseinkommen wie Unterhalt, Unterhaltsvorschuss oder Wai-
senrente aktuell zu 45 Prozent angerechnet. Bei den sich abzeichnenden geringen Leis-
tungsverbesserungen gegenüber dem Status quo würde eine höhere Transferentzugsrate 
bei der Kindergrundsicherung ausgerechnet für Kinder von Alleinerziehenden mit kleinen 
Einkommen zu teils erheblichen Leistungseinbußen führen. Würde das o.g. Kindeseinkom-
men wie heute im SGB II zu 100 Prozent angerechnet, hätten Kinder von Alleinerziehenden 
praktisch keinen Anspruch auf den Zusatzbetrag – auch wenn der alleinerziehende Elternteil 
über kein oder nur ein geringes Einkommen verfügt. Das widerspricht unmittelbar dem Ziel 
der Armutsbekämpfung und kann politisch nicht gewollt sein! 

Die Anrechnung von Kindeseinkommen für Kinder von Alleinerziehenden darf außerdem 
keine Ungleichbehandlung gegenüber Kindern aus Paarfamilien schaffen: In Paarfamilien 
stehen die Einkommen beider Elternteile für die Bedarfsdeckung des Kindes zur Verfügung. 
Sie werden jedoch nicht als Kindeseinkommen gewertet und als Elterneinkommen auf Leis-
tungen angerechnet. In Einelternfamilien profitieren Kinder neben dem Erwerbseinkommen 
des alleinerziehenden Elternteils durch Unterhaltszahlungen vom Erwerbseinkommen des 
zweiten Elternteils. Durch 100-prozentige Anrechnung von Kindeseinkommen hätten Kinder 
von alleinerziehenden Geringverdiener*innen die gleichen Leistungsansprüche wie Kinder 
aus Paarfamilien der Mittel- und Oberschicht. In diesen Paarfamilien stehen jedoch unter 
dem Strich wesentlich mehr Mittel für die Kinder zur Verfügung, wie der VAMV in Modell-
rechnungen veranschaulicht hat.4 Damit auch Kinder von Alleinerziehenden vom Lebens-
standard beider Elternteile profitieren, darf Kindeseinkommen wie Unterhalt, Unterhaltsvor-
schuss oder Waisenrente nicht mit einer anderen Systematik berücksichtigt werden als das 
zweite Elterneinkommen bei Paarfamilien. Das bedeutet konkret, dass Transferentzugsraten 
beim Kindes- und Elterneinkommen Hand in Hand gehen sollten. Wichtig ist, als Grundlage 
für politische Entscheidungen entsprechende empirische Daten zu Verteilungswirkungen der 
Kindergrundsicherung für unterschiedliche Familienformen zugänglich zu machen. 

Elterneinkommen: Für Alleinerziehende muss der Abschmelzpunkt, ab dem Elternein-
kommen auf den Zusatzbetrag angerechnet wird, ihre tatsächlichen Mehrbedarfe um-
fassen. Dafür ist ein Freibetrag einzuführen. 

Die Lebenssituation von Alleinerziehenden bedingt höhere elterliche Bedarfe, die derzeit im 
Sozialrecht über den Mehrbedarf für Alleinerziehende gemäß § 21 Abs. 3 SGB II abgebildet 
werden. Alleinerziehende profitieren nicht von den Synergieeffekten gemeinsamen Wirtschaf-
tens in einer Paarbeziehung. Sie tragen stattdessen im Alltag gleichzeitig die Hauptverant-
wortung für Erwerbs- und Sorgearbeit. Das geht mit verminderten Erwerbspotentialen einher 
                                            
4  vgl. Verband alleinerziehender Mütter und Väter Bundesverband e.V. (2023): Zur Anrechnung von Kindesein-

kommen bei der Kindergrundsicherung, in: 
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/2023/Anrechnung_Kindeseinko
mmen_KGS__2023.pdf  

https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/2023/Anrechnung_Kindeseinkommen_KGS__2023.pdf
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/2023/Anrechnung_Kindeseinkommen_KGS__2023.pdf
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und erfordert zusätzliche Ausgaben, etwa für Kinderbetreuung/Babysitting (Arbeit an Rand-
zeiten, Elternabende etc.). Der Alleinerziehendenmehrbedarf ist Teil des sozialrechtlichen 
Existenzminimums. Lediglich Elterneinkommen, das das sozialrechtliche Existenzminimum 
übersteigt, kann die Höhe des Zusatzbetrages mindern. Im gegenwärtigen Sozialrecht weist 
die Berücksichtigung des Mehrbedarfs Alleinerziehender in Abhängigkeit von der Anzahl und 
dem Alter der Kinder im Haushalt jedoch Abbruchkanten auf, die nicht begründet sind. 5 Bis 
die tatsächliche Höhe des Alleinerziehendenmehrbedarfs empirisch ermittelt ist, sollte daher 
für Einelternfamilien eine höhere Einkommensgrenze gelten, bis zu der Elterneinkommen 
nicht auf den Zusatzbetrag der Kindergrundsicherung angerechnet würde. Dafür ist ein wei-
terer dynamisierter Freibetrag in angemessener Höhe einzuführen.6  

4. Vielfältige Umgangsmodelle  

Eine Reform des Kindesunterhalts ist mit Blick auf unterschiedliche Umgangsmodelle ange-
kündigt. Bis zu einer neuen Gesetzesgrundlage muss sich die Ausgestaltung der Kinder-
grundsicherung an der bestehenden Rechtslage orientieren.7  

Anstatt das Existenzminimum weiter in temporären Bedarfsgemeinschaften zu unter-
decken, müssen die erhöhten Bedarfe von Trennungskindern durch einen pauscha-
lierten, gestuften Umgangsmehrbedarf berücksichtigt werden.  

Die jetzige Mangelverwaltung der temporären Bedarfsgemeinschaft im SGB II führt bei bei-
den Eltern zu einer Unterdeckung des kindlichen Existenzminimums. Denn einerseits werden 
Doppelanschaffungen für Kleidung, Spielzeug, Hobbies oder zwei Kinderzimmer nötig. Ande-
rerseits spart ein Elternteil laufende Kosten für Zeiten der Abwesenheit des Kindes nicht ta-
geweise ein, wie etwa den Handyvertrag des Kindes oder den Internetanschluss mit höherer 
Bandbreite zur Erledigung der Schulaufgaben. Eine bedarfsdeckende Kindergrundsicherung 
muss daher vom Kind aus gedacht sein und Trennungskinder in jedem Betreuungsmodell 
bei beiden Eltern existenzsichernd versorgen. Die Alltagserfahrung zeigt: Je mehr Umgang, 
desto höher sind die Bedarfe des Kindes. Am Lebensmittelpunkt eines Kindes muss deshalb 
der volle Anspruch auf Kindergrundsicherung bestehen. Zusätzliche Kosten der Betreuung 
im Haushalt des anderen Elternteils sind einkommensabhängig durch einen pauschalierten, 

                                            
5  Die gegenwärtige Ausgestaltung des Alleinerziehendenmehrbedarfs im SGB II wirft Fragen auf, da sich bei-

spielsweise bei einem Kind der Mehrbedarf ohne Begründung mit dem 7. Geburtstag um zwei Drittel reduziert. 
§ 21 SGB II Abs. 3 regelt für Alleinerziehende einen zusätzlichen Anspruch auf einen Betrag in Höhe von 36 
Prozent ihres aktuellen Regelbedarfs, wenn sie ein Kind unter 7 Jahren oder zwei bis drei Kinder unter 16 
Jahren betreuen. Alleinerziehende mit vier oder mehr Kindern erhalten für jedes Kind mindestens 12 Prozent 
ihres aktuellen Regelbedarfs – ihr Mehrbedarfszuschlag beträgt maximal 60 Prozent. Zur Kritik des VAMV an 
der Ausgestaltung des Mehrbedarfs für Alleinerziehende im Sozialrecht vgl. Verband alleinerziehender Mütter 
und Väter Bundesverband e.V. (2022): Existenzsicherung Kinder getrennter Eltern. Reformbedarfe im Sozial-, 
Steuer- und Unterhaltsrecht, in: 
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/2022/VAMV_Existenzsicherung
_Kinder_getrennter_Eltern_2022.pdf, S. 15f 

6  Das Bündnis Kindergrundsicherung fordert z.B. auf Basis von Simulationsrechnungen von Prof. Holger Bonin 
(Stand 2021) einen zusätzlichen Freibetrag von 150 Euro. Vgl. Bündnis Kindergrundsicherung (2021): Kinder-
grundsicherung JETZT! – Unser Vorschlag für eine Kindergrundsicherung. Aktualisierung der Kostenschät-
zung 2021, in: https://kinderarmut-hat-folgen.de/wp-
content/uploads/2023/03/Zusammenfassung_Kostenschaetzung_Buendnis_KGS_2021_FINAL.pdf  

7  Zur aktuellen Rechtslage im Unterhaltsrecht sowie den Reformbedarfen aus Sicht des VAMV vgl. Verband 
alleinerziehender Mütter und Väter Bundesverband e.V. (2022): Existenzsicherung Kinder getrennter Eltern. 
Reformbedarfe im Sozial-, Steuer- und Unterhaltsrecht, in: 
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/2022/VAMV_Existenzsicherung
_Kinder_getrennter_Eltern_2022.pdf, S. 11-15 sowie Verband alleinerziehender Mütter und Väter Bundesver-
band e.V. (2023): Vorschlag für eine Reform des Kindesunterhalts: 3-Stufen-Modell des VAMV – Umgangs-
modelle, Existenzsicherung und Lebensverlaufsperspektive zusammen denken, in: 
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/2023/VAMV_3-Stufen-
Modell_Kindesunterhalt_2023.pdf  

https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/2022/VAMV_Existenzsicherung_Kinder_getrennter_Eltern_2022.pdf
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/2022/VAMV_Existenzsicherung_Kinder_getrennter_Eltern_2022.pdf
https://kinderarmut-hat-folgen.de/wp-content/uploads/2023/03/Zusammenfassung_Kostenschaetzung_Buendnis_KGS_2021_FINAL.pdf
https://kinderarmut-hat-folgen.de/wp-content/uploads/2023/03/Zusammenfassung_Kostenschaetzung_Buendnis_KGS_2021_FINAL.pdf
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/2022/VAMV_Existenzsicherung_Kinder_getrennter_Eltern_2022.pdf
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/2022/VAMV_Existenzsicherung_Kinder_getrennter_Eltern_2022.pdf
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/2023/VAMV_3-Stufen-Modell_Kindesunterhalt_2023.pdf
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/2023/VAMV_3-Stufen-Modell_Kindesunterhalt_2023.pdf
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nach Betreuungsumfang gestaffelten Umgangsmehrdarf aufzufangen.8 Dessen konkrete 
Höhe muss für das Residenzmodell, den erweiterten Umgang und das paritätische Wech-
selmodell jeweils empirisch ermittelt werden.  

Im paritätischen Wechselmodell muss sichergestellt sein, dass die Bedarfe des Kindes in 
beiden Haushalten auch gedeckt werden können, wenn ein Elternteil über weniger Einkom-
men verfügt als der andere. Die Einkommen beider Elternhaushalte sollten getrennt berück-
sichtigt werden. Dem Haushalt mit weniger Einkommen sollte der Garantiebetrag in voller 
Höhe zufließen. Denn: Wird im Wechselmodell trotz Einkommensunterschieden zwischen 
den Eltern kein Unterhalt gezahlt, muss der Garantiebetrag für die grundlegende Bedarfsde-
ckung des Kindes verwendet werden. Ansonsten wird die Entlastung des anderen Elternteils 
durch die hälftige Anrechnung des Garantiebetrags auf den gezahlten Unterhalt.9 verwirk-
licht. Abhängig vom Einkommen könnte jeder Haushalt Leistungen bis zur Höhe des halben 
Zusatzbetrags erhalten. Ein pauschalierter, gestufter Umgangsmehrbedarf wird im paritäti-
schen Wechselmodell entsprechend des Grundsatzes „Je mehr Umgang, desto höher sind 
die Kosten“ die größte pauschalierte Höhe erreichen. Zusätzlich müsste für den Bedarf des 
Kindes im paritätischen Wechselmodell einkommensabhängig je Haushalt ein halber Um-
gangsmehrbedarf zum Anschlag gebracht werden, um auch die Wechselmehrkosten aufzu-
fangen.  

Solange die Kindergrundsicherung keine Umgangsmehrbedarfe umfasst, muss im 
Haushalt mit dem geringeren Einkommen ein vollständiger Anspruch auf den Zusatz-
betrag bestehen.   

5. Kindergrundsicherung gut mit anderen Leistungen für Familien verzahnen 

Damit Alleinerziehende und ihre Kinder bei der Einführung der Kindergrundsicherung 
nicht durchs Raster fallen, muss diese gut auf bestehende Sozial- und Familienleis-
tungen abgestimmt werden. Doppelte Anrechnungen der Kindergrundsicherung oder 
des Kindeseinkommens sind an der Schnittstelle zu anderen Sozialleistungen zu ver-
meiden.  

Unterhaltsvorschuss  

Hand in Hand mit dem Kindesunterhalt muss auch der Unterhaltsvorschuss als vor-
rangige eigenständige Leistung bestehen bleiben.  
 
Als Ausfallleistung für nicht gezahlten Kindesunterhalt macht der Unterhaltsvorschuss die 
grundsätzliche Verantwortung des anderen Elternteils für den Barunterhalt transparent und 
soll die Mehrfachbelastung von Alleinerziehenden auffangen. Alleinerziehende müssten 
sonst neben ihrer Hauptverantwortung für Kindererziehung, Haushaltsführung und Erwerbs-
tätigkeit noch den ausbleibenden Barunterhalt selbst erwirtschaften. Zusätzlich würde eine 
Abschaffung des Unterhaltsvorschuss nicht nur die finanzielle Situation der Kinder in 

                                            
8  Zur Kritik des VAMV an der temporären Bedarfsgemeinschaft im SGB II und seines Vorschlags zur Ausgestal-

tung eines Umgangsmehrbedarfs vgl. Verband alleinerziehender Mütter und Väter (2022), S. 9, 23 und 40 und 
Verband alleinerziehender Mütter und Väter Bundesverband e.V. (2016): Stellungnahme zur Neuregelung der 
temporären Bedarfsgemeinschaft, in: 
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/VAMV_Stellungnahme_TBG_B
MAS_2016.pdf, S. 2-4 

9  Im paritätischen Wechselmodell haben laut Rechtsprechung des BGH grundsätzlich beide Elternteile für den 
Barunterhalt des Kindes einzustehen. Dieser bemisst sich nach der Düsseldorfer Tabelle anteilig nach dem 
beiderseitigen zusammengerechneten Einkommen der Eltern und umfasst außerdem die infolge des Wech-
selmodells konkret entstandenen Mehrkosten. Ein besserverdienender Elternteil kann damit weiterhin zum 
Barunterhalt verpflichtet sein. Dessen Höhe ergibt sich aus der Unterhaltsspitze, die nach Abzug der von den 
Eltern erbrachten Leistungen verbleibt. (vgl. BGH: Beschluss vom 11.01.2017-XII ZB 565/15) 

https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/VAMV_Stellungnahme_TBG_BMAS_2016.pdf
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/VAMV_Stellungnahme_TBG_BMAS_2016.pdf
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Alleinerziehendenhaushalten verschlechtern, an die aufgrund zu hohen Einkommens keinen 
Zusatzbetrag erhalten. Sie würde sich auch existenziell auf Kinder von Alleinerziehenden mit 
kleinen und mittleren Einkommen auswirken. Diese profitieren im Bezug vom Kinderzuschlag 
aktuell weiterhin von dem Teil des Unterhaltsvorschusses, der nicht auf den KiZ angerechnet 
wird. 

Unterhaltsvorschuss und Kindergrundsicherung müssen Alleinerziehenden zukünftig mög-
lichst unbürokratisch, wie aus einer Hand, gewährt werden. Ihr Verhältnis ist so auszugestal-
ten, dass Kinder nicht mehr schlechter gestellt werden, wenn sie anstatt des Mindestunter-
halts den Unterhaltsvorschuss erhalten. Wird der Halbteilungsgrundsatz des heutigen Kin-
dergeldes auf den Garantiebetrag der Kindergrundsicherung übertragen, dann darf der Ga-
rantiebetrag sowohl bei der Bemessung des Unterhaltsvorschusses als auch des Zahlbe-
trags beim Kinderunterhalt nur zur Hälfte angerechnet werden.  

Wohngeld 

Auch im Zusammenspiel mit dem Wohngeld muss die Kindergrundsicherung unterm 
Strich zu einer Verbesserung führen.  

Für Alleinerziehende mit kleinen Einkommen ist das Zusammenwirken von Kindergrundsi-
cherung und Wohngeld zentral: Handwerklich ist zu beachten, dass die Kindergrundsiche-
rung analog zu Kindergeld und Kinderzuschlag beim Wohngeld nicht zum anspruchsrelevan-
ten Einkommen zählt. Sonst drohen finanzielle Verschlechterungen gerade für Familien mit 
kleinen Einkommen. Außerdem darf es an der Schnittstelle zum Wohngeld nicht länger eine 
doppelte Anrechnung von Kindeseinkommen wie Unterhalt, Unterhaltsvorschuss oder Wai-
senrente geben. Bei der Anrechnung von Kindeseinkommen wie Unterhalt, Unterhaltsvor-
schuss oder Waisenrente auf das Wohngeld sollte daher ein pauschalierter Freibetrag be-
stehen. Gut ist weiterhin die Möglichkeit, Trennungskinder für einen Wohngeldanspruch bei 
beiden Elternteilen als Haushaltsmitglieder zu berücksichtigen.  

SGB II 

Die Kindergrundsicherung muss auch im SGB zur Existenzsicherung des Kindes ver-
wendet werden, nicht für die der Eltern. 

Beziehen die Eltern Leistungen nach dem SGB II, so darf die Kindergrundsicherung nicht für 
die Bedarfsdeckung der Eltern verwendet werden. Damit die Anrechnung des sogenannten 
„überschießenden“ Kindergeldes auf den Bedarf eines Elternteils nicht auf den Garantiebe-
trag der geplanten Kindergrundsicherung übertragen wird, braucht es eine entsprechende 
Klarstellung in § 11 SGB II. Wohnkosten oberhalb der in der Kindergrundsicherung enthalte-
nen Wohnkostenpauschale sind bei den Eltern mit zu berücksichtigen.  

 
 
 
 

Berlin, 10. August 2023 
Verband alleinerziehender Mütter und Väter, Bundesverband e.V. 

Ansprechpartnerin: Julia Preidel 
www.vamv.de 
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